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M itmüdenAugenundhängen-
denSchultern sitzendie jun-
gen Männer in einem

China-Imbiss in der Bonner Innen-
stadt. Zwischen Plastik-Kitsch aus
Fernost und Selbstbedienungsthe-
ken treffen bei zu trockenem Hühn-
chen süß-sauer zwei Kulturen aufei-
nander. Auf der einen Seite sitzen
die deutschen, auf der anderen vier
afghanische Studenten. Höflichkeit
ist das oberste Gebot. Bloß nicht in
alte Vorurteile verfallen. Deutsche
sind nicht immer pünktlich, Afgha-
nen alles andere als Terroristen.
Seit neunTagen reisen dieAfgha-

nen in Deutschland herum. Äußer-
lich unterscheiden sichKhalil, Sulie-
man, Nasratullah und Raiyt kaum
von ihren westlichen Kommilito-
nen. Die Vollbärte wurden längst
dem Rasierer geopfert. In keiner
deutschen Großstadt würden sie
Aufsehen erregen. Auf Einladung
der internationalen Studentenorga-
nisation Aiesec besuchen die 19 bis
24 Jahre alten Männer neben Pro-
jektplanungsseminarenden interna-
tionalen Kongress von Aiesec in
Hannover, Studentenfeste und so-
gar einen Polterabend. „Wir wollen
möglichst viele Eindrücke sam-
meln, die wir mit nach Afghanistan
nehmen“, sagt Raiyt. Dort möchten
sie eine neue Aiesec-Niederlassung
gründen – die erste in Afghanistan
überhaupt. Später wollen sie ihren
Kommilitonen Praktikumsstellen
im Ausland besorgen und so ihren
Beitrag leisten zu „Frieden und Frei-
heit in der Heimat“.
Die Studenten verfolgen große

Ziele und kämpfen mit kleinen Pro-
blemen. „Eine Rolltreppe kannten
wir vorher nicht“, erzählt Raiyt.
„Auch abendliche Jogger oder sich
auf der Straße küssendePärchenwa-
ren für die Afghanen völlig fremd“,

sagt Marcus Wittig, Projektleiter
bei Aiesec. Für die Studenten ist die
Universität die Brutstätte für eine
stabile Demokratie, ein Ort, in dem
die Zukunft des Landes mitgestaltet
wird. Zwar kommen in Afghanistan
zurzeit auf 1 000 Einwohner nur 1,5
Studenten – in Deutschland sind es
fast zwanzig Mal so viel. Doch da
das Studium kostenlos ist, steigt die
Zahl rapide an – und damit der Ein-
fluss der Studenten. Nun wollen die
vier Männer bei ihrem Besuch im
Land derDichter undDenker vor al-
lem Kultur erleben. Sie wollen sich
informieren über eine multikultu-
relle Gemeinschaft, über die Werte
der Demokratie und das ganz nor-
male Studentenleben.
„Der erste Tag war für sie schon

ein Schock. Dann sind sie aber rich-
tig schnell aufgetaut“, sagt Wittig.
Zuerst haben sich die Afghanen vor
allem für moderne Technik interes-
siert. Nun achten sie zunehmend
auf Details des menschlichenMitei-
nanders. Darauf, wie Männer mit
Frauenumgehen, auf dieArt derDis-
kussion, auf die Ruhe im Bonner
Schlossgarten. Denn sie kommen
aus einem Land, das gerade die
schlimmsten Kriegswirren hinter

sich gelassen hat. Ein Land, dessen
Hauptstadt inzwischen nicht nur
wieder an dieVersorgungmit Strom
und Wasser angeschlossen worden
ist, sondern in dem die ersten mo-
dernen Bürogebäude hochgezogen
werden. Ein Land, das im Herbst ei-
nen Präsidenten und im April ein
neues Parlament wählen wird.
„Viele Menschen sind noch nicht so
weit, mit den neuen Freiheiten um-
zugehen“, sagt Raiyt. Noch immer
werde gekämpft – zumindest in den
Köpfen. Zahlreiche Parteien und ra-
dikale Muslime kämpften um neue
Mitglieder,Menschen gegen die Fol-
gen der jahrzehntelangenUnterdrü-
ckung, Traditionalisten gegen die
Veränderung. „Keiner weiß wirk-
lich, wohin derWeg führt.“
Daher wollen Raiyt, Sulieman,

Nasratullah und Khalil nach ihrer
Rückkehr die Zukunft ihres Landes
mitgestalten, ihre neuen Eindrücke
mit den Kommilitonen teilen, für
mehr Freiheiten einstehen. Fast drei
Wochen werden sie vorher noch in
Deutschland verbringen. Müde sind
sie schon jetzt, die Nächte seien
kurz. Doch noch siegt Neugier über
Erschöpfung: „Schlafen“, sagt Raiyt,
„könnenwirwieder zuHause.“
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TEL AVIV. Israels Premier Ariel
Scharon will trotz des deutlichen
Neins seiner Partei am Plan eines
vollständigen Rückzugs aus dem
Gaza-Streifen festhalten. Mit Hilfe
einer stabilen Koalitionsregierung
werde Scharon im nächsten Jahr
Siedler undSoldaten aus derKüsten-
region abziehen, sagte ein enger Be-
rater des Regierungschefs. Damit
setzt sich Scharon indirekt über
mehrere Beschlüsse seiner eigenen
Partei hinweg.
EinLikud-Parteitaghatte amMitt-

woch Scharons Ansinnen abge-
lehnt, die Arbeitspartei (IAP) in die
Regierungskoalition aufzunehmen.
Indirekt ging es bei dem Votum
auch um den Abzug aus dem Gaza-
Streifen. Denn seit Anfang des Jah-
res mehrere Koalitionspartner aus
Protest gegendiesenPlan dasRegie-
rungsbündnis verlassen haben, ver-
fügt Scharon über keine fundierte
Mehrheit in der Knesset. Deshalb
sucht er die Unterstützung der Ar-
beitspartei, die den Gaza-Abzug be-
fürwortet.
Diese antwortete jedoch mit ei-

nem deutlichen Nein. Oppositions-
chef SchimonPeres vonderArbeits-
partei sprach sich gestern Abend
klar gegen eine Koalition mit Likud
aus und forderte Neuwahlen. Diese
sollten nach seinerMeinung so bald
wie möglich stattfinden, so der frü-
here Ministerpräsident. Mit der Ab-

lehnung einer Koalition mit der Ar-
beitspartei habe Likud das Bemü-
henScharonsumein breiteresBünd-
nis unterlaufen, sagte Peres.
Auch innerhalb des Likud hat

Scharon längst keine Mehrheit
mehr für seine Politik. Im Mai 2002
sprach sich das Zentralkomitee sei-
ner Partei gegen die Gründung ei-
nes palästinensischen Staates aus,
obwohl Scharonvehement dafür plä-
diert hatte. Im Mai, als der Likud
über den Gaza-Plan selbst ab-
stimmte, votierte eine deutliche
Mehrheit derMitglieder gegenScha-
ron.
Trotz dieser Rückschläge sei

Scharons parteiinterne Position
aber unangefochten, meinen Beob-
achter. Seine Kritiker wüssten ge-
nau, dass der Likud ohne ihn einen
großen Teil der 40 Knessetmandate
verlieren würde. „Obwohl er auch
die jüngste Abstimmung verloren
hat, war dies kein Misstrauen gegen
Scharon“, meint deshalb ein israeli-
scher Journalist. Ein Indiz für die
Stärke des Premiers sei die Tatsa-
che, dass dieMinister undParlamen-
tarier unter den Likud-Delegierten
beimParteitagmehrheitlich für eine
Koalition mit der Arbeitspartei ge-
stimmt haben.
Auch wenn der Ausgang der

Likud-Abstimmung Scharons Alter-
nativen für eine Koalitionserweite-
rung reduziere, habe seinRückzugs-
plan nach wie vor gute Chancen, sa-
gen politische Beobachter in Jerusa-

lem. Als Alternative zu der geplatz-
ten Koalition mit der Arbeitspartei
bietet sich eine Partnerschaftmit re-
ligiösen Parteien an, um die Mehr-
heit in der Knesset zu sichern. Die
ultra-orthodoxe Schas-Partei hat be-
reits in den neunziger Jahren den
Friedensprozess der Regierungen
RabinundPeres unterstützt.Der spi-
rituelle Schas-Führer stehe dem
Gaza-Plan positiv gegenüber, sagte
ein Sprecher. Scharon könnte aber

auch versuchen, mit einer Minder-
heitsregierung bis zu den 2006 an-
stehenden Wahlen zu regieren. Die
IAP hat zugesichert, den Rückzug
aus Gaza, der von der Mehrheit der
Israelis bejaht wird, von außen zu
unterstützen. Als letzte Variante
könnte der Premier vorzeitige Neu-
wahlen ausrufen. Wird das nächste
Budget bis Ende März 2005 nicht
verabschiedet, würde er dazu ge-
zwungen sein.
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HB BAGDAD/GENF. Nach einemUl-
timatumder irakischenÜbergangsre-
gierung andie schiitischenAufständi-
schen in Nadschaf ist die Pilgerstadt
am Donnerstagabend von über 30
schweren Explosionen erschüttert
worden. US-Kampfflugzeuge kreis-
ten über demZentrum.
Der radikale schiitische Prediger

Muktada el Sadr hatte zuvor das Ulti-
matum der Übergangsregierung zur
Entwaffnung seiner Miliz zurückge-
wiesen. Ministerpräsident Ijad Al-
lawi richtete daraufhin einen „letzten
Aufruf“ an die Mahdi-Miliz, die
Imam-Ali-Moschee zu räumen. Die
US-Streitkräfte gaben zu den Ge-
schehnissen in Nadschaf am Abend
zunächst keine Stellungnahme ab.
Kurz zuvorwar naheBasra der Sitz

derÖlgesellschaft für Südiraküberfal-
lenworden.Aufständische setztenBü-
ros undLagerhäuser in Brand,wie ein
Mitarbeiter bestätigte. Sie hättenGra-
naten auf die Gebäude abgeschossen,
in denen Bohrgeräte und anderesMa-
terial lagerten. DieMahdi-Miliz hatte
vor kurzem mit Angriffen auf die ira-
kischeÖlindustrie gedroht.
El Sadr hatte das Ultimatum der

Übergangsregierung mit den Worten
„entweder Märtyrertum oder Sieg“
zurückgewiesen. Die irakische Regie-
rung hatte zuvor mit einem Angriff
auf die Pilgerstadt Nadschaf gedroht,
sollte el Sadr seineMiliz nicht unver-
züglich aus der Imam-Ali-Moschee
zurückziehen.
Die seit zweiWochen anhaltenden

Gefechte in Nadschaf kosteten nach
US-Angaben bereits Hunderte Auf-
ständische, mindestens 40 irakische
Polizisten und neun US-Soldaten das
Leben.
Bei einem Mörserangriff auf das

Polizeipräsidium in Nadschaf wur-
den am Donnerstag nach Kranken-
hausangabenmindestens sieben Poli-
zisten getötet und 31 weitere verletzt.
Auch im Vorort Sadr-City der iraki-
schen Hauptstadt Bagdad lieferten
sich schiitische Rebellen heftige Ge-

fechte mit amerikanischen und iraki-
schen Soldaten. Irakische Extremis-
ten verlangten unterdessen ultimativ
den Abzug der US-Truppen aus Bag-
dad innerhalb von 48 Stunden und
drohtenmit der Ermordung eines aus-
ländischen Journalisten. Bei ElDscha-
sira ging in der Nacht zum Donners-
tag ein Videofilm ein, in dem eine
Gruppe mit der Bezeichnung Märty-
rerbrigade den Reporter Micah Ga-
ren zeigt.
Innerhalb der so genannten grü-

nen Zone in Bagdad, wo sich der Sitz
der irakischen Regierung sowie die
amerikanische Botschaft befinden,
explodierten am Donnerstag zwei
Mörsergranaten. Wie die US-Streit-
kräfte mitteilten, wurden zwei Perso-
nenverletzt.Naheder StadtHillawur-
den am Donnerstag zwei polnische
Soldaten getötet und fünfweitere ver-
letzt, wie ein Militärsprecher mit-
teilte.DaspolnischeVerteidigungsmi-
nisterium forderte die Nato darauf-
hin auf, ihre Pläne für die Ausbildung
irakischer Sicherheitskräfte voranzu-
treiben.

Mitarbeiter der Vereinten Natio-
nen in Genf, New York und Amman
haben am Donnerstag mit Schweige-
minuten des Anschlags auf die Uno-
Vertretung in Bagdad vor einem Jahr
gedacht. Bei der Explosion eines mit
Sprengstoff beladenen Lastwagens
waren am 19. August 2003 insgesamt
22 Menschen ums Leben gekommen,
darunter der Uno-Gesandte Sergio
Vieira de Mello sowie neun weitere
Uno-Mitarbeiter. Die Vereinten Na-
tionen hatten daraufhin ihre Vertre-
tung in Bagdad geschlossen.
Erst seit einigenTagen ist dieWelt-

organisation wieder formell in Bag-
dad vertreten. Der neue Gesandte
Ashraf Jehangir Qazi traf mit einem
kleinen Mitarbeiterstab vergangene
Woche in der irakischen Hauptstadt
ein.

Scharon treibt Gaza-Plan gegen
Widerstand seiner Partei voran
Likud-Mitglieder gegen Koalition mit der Arbeitspartei – Peres fordert Neuwahlen

Lernen und Staunen im Land der Dichter und Denker: Kahlil Sarbas, Raiyt
Alamyaar, Nasratullah Kahlil und Sulieman Mangal (v. links) in Frankfurt.
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bas TOKIO. Der Vorsitzende der re-
gierenden Uri-Partei in Südkorea,
Shin Ki-Nam, ist drei Monate nach
seinem Amtsantritt zurückgetreten.
Grund sind Vorwürfe, sein Vater
habe während der japanischen Be-
satzungszeit (1910 bis 1945) als Kolla-
borateur gearbeitet. Der Vorgang
zeigt, welche Dimensionen die der-
zeit heftige Diskussion in Südkorea
über die eigeneVergangenheit ange-
nommen hat. Staatspräsident Roh
Moo-Hyun hatte erst vor kurzem
beim Unabhängigkeitstag die Bil-
dung eines Parlamentsausschusses
vorgeschlagen. Dieser solle projapa-
nische Aktivitäten während der Be-
satzungszeit und Menschenrechts-
verletzungen durch anschließende
südkoreanische Militärregimes un-
tersuchen.
Der bisherige Uri-Chef Shin

hatte nach vorherigen Dementis Be-
richte bestätigt, sein vor 20 Jahren
gestorbener Vater habe während
der japanischen Kolonialzeit als Mi-
litärpolizist im Dienst der japani-
schen kaiserlichen Armee gestan-
den. Er sei schockiert, die Wahrheit
zu erfahren und wolle dem Ziel sei-
ner Partei, die Kollaboration aufzu-
klären, nicht im Weg stehen, sagte
Shin. Die Uri-Partei will per Gesetz
die Untersuchungen über ehema-
lige Kollaborateure vertiefen. Nach
anfänglichem Widerstand scheint
sich nun ein parteiübergreifender

Konsens für eine tiefere Beschäfti-
gung mit diesem Teil der Ge-
schichte zu finden.
Die Aufarbeitung ist aber nicht

unumstritten. Die oppositionelle
Grand National Party (GNP) hatte
die Bemühungen lange als takti-
schen Schritt gegen Parteichefin
Park Geun-Hye kritisiert, deren Va-
ter Park Chung-Hee bis Ende der
siebziger JahreMilitärherrscher des
Landes war und zuvor in der japani-
schen Armee als Leutnant gedient
hatte.
Die japanischeKolonialzeit, in de-

nen den Koreanern die japanische
Kultur und Sprache aufgezwungen
wurde, koreanische Frauen als Sex-
sklaven der Soldaten missbraucht
wurden, sorgt bis heute für ein
schwieriges Verhältnis zwischen Ja-
pan und Südkorea. Japanische Fir-
men wie Kosmetikhersteller Shi-
seido berichten, es sei noch immer
aus historischen Gründen schwie-
rig, in Korea zu expandieren.
Doch während die Aufklärungs-

debatte in Südkorea derzeit so
manch alte Wunde aufreißt, nähern
sich JapanundKorea auf einer alltäg-
lichen Ebene enorm an. Die derzeit
mit Abstand beliebteste Fernsehse-
rie in Japan, „Wintersonate“,
stammt aus Südkorea.Hauptdarstel-
ler Bae Yong-Joon setzt die weibli-
chen Fans in Japan scharenweise in
Hysterie, ist unter anderem Werbe-
träger für Digitalkameras von Sony
und einer japanischen Getränke-
firma. Hauptdarstellerin Choi Ji-
Woo, der auch Japans Staatschef Ju-
nichiro Koizumi seine Bewunde-
rung ausgesprochen hat, ist Bot-
schafterin für das Japan-Korea-Jahr
2005,mit demdie beidenLänder un-
ter anderem den gegenseitigen Tou-
rismus ankurbeln wollen. Reisen zu
den Drehorten der „Wintersonate“
in Südkorea und Shoppingtripps in
die Hauptstadt Seoul sind unter Ja-
panern schon jetzt angesagt. Korea
gilt bei Japanern spätestens seit der
gemeinsam ausgetragenen
Fußball-Weltmeisterschaft als hipp.
Umgekehrt erleben auch japani-

sche Produkte derzeit eine Erfolgs-
welle in Korea, etwa die Automobile
von Lexus oder Honda. Japanisch
wird als Fremdsprache beliebter,
Nippon als Reiseland begehrt. Und
derzeit verhandeln Japan und Korea
über eine Freihandelszone, die die
größte und drittgrößte Volkswirt-
schaft in Ostasien noch näher anei-
nander führen dürfte.
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hn TEL AVIV. Palästinenserpräsi-
dent Jassir Arafatweigert sich, meh-
rereAnti-Korruptionsgesetze zuun-
terzeichnen. Dies sei nicht notwen-
dig, da er am Vortag in seiner Fern-
sehansprache Fehler der palästinen-
sischenAutonomiebehörde und ein-
zelne Fälle von Korruption einge-
standen habe, sagte Arafat am Don-
nerstag. Zwölf palästinensische Ab-
geordnete forderten ihn in einemof-
fenenBrief auf, versprocheneRefor-
men umzusetzen.
Arafat hatte in seiner Ansprache

erstmals eingeräumt, dass Recht-
staatlichkeit und Unabhängigkeit
der Justiz in den Autonomiegebie-
ten nicht immer gewährleistet wa-
ren: „Es gab falschePraktiken in eini-

gen Institutionen, und einige haben
ihre Positionen missbraucht.“ Des-
halbhabe er bereitsReformeneinge-
leitet. Einzelheiten erwähnte Arafat
nicht. Seit langemhalten sich Speku-
lationen, dass inArafatsAutonomie-
behörde Hilfsgelder der Europäi-
schen Union veruntreut wurden.
Die europäische Betrugsbekämp-
fungsbehörde Olaf hat für diesen
Vorwurf bisher allerdings keinenBe-
leg gefunden.
SollteArafat sichweiter gegenRe-

formen stemmen, droht ihm eine
neue Machtprobe mit Premier Ah-
medKureia. Der hatte ausProtest ge-
gen schleppende Reformen bereits
im Juli seinen Rücktritt eingereicht,
das Gesuch später aber wieder zu-
rückgenommen.
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keh CARACAS. Nach ihrer Nieder-
lage im Abberufungsreferendum ge-
gen StaatschefHugo Chávez geht die
Opposition in Venezuela jetzt auf
Konfrontationskurs zuden internatio-
nalenWahlbeobachtern. Das Opposi-
tionsbündnis „Coordinadora Demo-
crática“werde ander stichprobenarti-
gen Überprüfung des Wahlergebnis-
ses nicht teilnehmen und die Resul-
tate nicht anerkennen, sagte Sprecher
EnriqueMendoza in Caracas.
Der Linkspopulist Chávez hatte

die von der Opposition angestrengte
Abstimmung am Sonntag überra-
schend deutlich gewonnen. 58 Pro-
zent der Venezolaner sprachen sich
für seinen Verbleib im Amt aus, 42
Prozent wollten seinen sofortigen
Rücktritt erzwingen. Die „Coordina-
doraDemocrática“werde ihreAnhän-
ger zu Protesten auf die Straße rufen,
kündigte Mendoza an: Venezuela
durchlebe eine „äußerst schwierige
Situation und die Folgen für den Frie-
den können gravierend sein“, warnte
derOppositionssprecher.

Venezuela ist das fünftgrößte Öl-
förderland derWelt. Chávez’ Abstim-
mungserfolg hatte den Preisauftrieb
an den Ölmärkten am Montag nur
kurzfristig gebremst. Erste Unruhen
zu Wochenbeginn und die anhal-
tendeUnsicherheit über das Ergebnis
des Referendums heizten ihn später
wieder an.Derwichtigste venezolani-
sche Unternehmerverband Fedecá-
maras erkannte den Wahlsieg des
Staatschefs inzwischen an. „Uns ist es
nicht gelungen, genügend Leute von
unserer Sache zu überzeugen“, sagte
Präsidentin Albis Muñoz. Der Vorsit-
zende des Verbandes Conindustria,
Lope Mendoza, rief Gegner und An-
hänger von Chávez auf, sich zum
Wohle des Landes zu versöhnen.

Die „Coordinadora Democrática“
ist aber weiter überzeugt, dass Chá-
vez nur durch Betrug gewonnen hat,
obwohl der Chef des Carter-Zen-
trums, der frühere US-Präsident
Jimmy Carter, und der Generalsekre-
tär der Organisation Amerikanischer
Staaten (OAS), César Gaviria, keine
Hinweise auf Wahlfälschung gefun-
den hatten. Um letzte Zweifel auszu-
räumen, kündigten das Carter-Zen-
trum und die OAS an, zusammen mit
der Wahlbehörde CNE 150 zufällig
ausgewählte Wahlautomaten zu kon-
trollieren. Die Experten wollten die
so genannten Wahlquittungen, die
nach der Abstimmung ausgedruckt
wurden, mit dem elektronisch regis-
trierten Votum abgleichen.
Die Opposition lehnt dieses Ver-

fahren allerdings als zu oberflächlich
ab und wirft der Regierung vor, min-
destens 5000der 20 000Wahlautoma-
ten manipuliert zu haben. Angeblich
seien die Maschinen so program-
miert gewesen, dass sie in bestimm-
tenWahllokalen nur eine vorher fest-
gelegte Zahl von StimmengegenChá-
vez registrierten. So hätten in einem
Wahllokal in Caracas vier Zählma-
schinen exakt die gleiche Anzahl von
Ja- und Nein-Stimmen ausgewiesen,
erklärt Teodoro Petkoff, Chefredak-
teur der unabhängigen Tageszeitung
„Talcual“: „VierMal 161 zu 323. Das ist
schon statistisch unmöglich.“ Der In-
tellektuelle, der so etwas wie die
StimmederVernunft in demverbalen
Getöse zwischen Opposition und Re-
gierung ist, glaubt allerdings nicht,
dass die Nachprüfung am Ergebnis
des Referendums rütteln wird. Die
Chávez-Anhänger hätten immerhin
einen Vorsprung von 1,5 Millionen
Stimmen. Doch auch der Präsident
müsse sich das Ergebnis des Referen-
dums sehr genau ansehen, so Petkoff,
denn immerhin habe er mehr als 40
Prozent der Venezolaner gegen sich:
„Er muss Brücken bauen, und die Op-
positionmuss rübergehen.“

Große Ziele, kleine Probleme
Afghanische Studenten erleben Deutschland – Eine Suche nach der eigenen Zukunft

US-Kampfflugzeuge
über Nadschaf
El Sadr weiter in irakischer Moschee verschanzt

Japanische Kolonialzeit
holt Südkorea ein
Parteiführer tritt wegen Familiengeschichte zurück

Palästinenserchef Arafat
stemmt sich gegen Reformen

Streit um Referendum
in Venezuela hält an
Opposition fordert genaue Überprüfung

Peter Kiss wird
neuer Premier
in Ungarn
Neuer ungarischer Ministerprä-
sident und damit Nachfolger
von Peter Medgyessy soll Peter
Kiss werden. Das bestätigte am
Donnerstag Abend Finanzminis-
ter Tibor Draskovics. Par-
tei-Chef Laszlo Kovacs hatte zu-
vor angekündigt, die regie-
rende sozialistische Partei
wolle Medgyessy ablösen und
bis zum 26. August einen Nach-
folger benennen. Zwischen
Medgyessy und dem liberalen
Koalitionspartner war es zu Aus-
einandersetzungen gekom-
men. Draskovics sagte, die Re-
gierung werde keine Änderung
der Wirtschaftspolitik vorneh-
men und die Straffung der Haus-
haltspolitik fortsetzen, die not-
wendig sei, um die Kriterien der
Euro-Zone zu erfüllen. Reuters

Kämpfe in Südossetien
eskalieren
Ungeachtet eines ausgehandel-
ten Waffenstillstands verschär-
fen sich die Kämpfe in der von
Georgien abtrünnigen Region
Südossetien. Nach Angaben in
Tiflis wurden in der Nacht zum
Donnerstag sechs georgische
Soldaten getötet. Südossetien,
früher Teil der Sowjetrepublik
Georgien, hatte sich 1992 für
unabhängig erklärt. Georgien
will die Region wieder unter
Kontrolle bringen. dpa

Kolumbiens Präsident
macht Rebellen Angebot
In einer politischen Kehrt-
wende hat Kolumbiens Präsi-
dent Alvaro Uribe den marxisti-
schen FARC-Rebellen den Aus-
tausch von rund 50 inhaftierten
Guerilleros gegen entführte
Polizisten, Soldaten und Politi-
ker angeboten. Eine Antwort
der Rebellen war nicht be-
kannt. Das Militär Kolumbiens
geht derzeit in der heftigsten Of-
fensive seit Beginn des Kon-
flikts vor 40 Jahren gegen die
FARC vor. dpa

Neue Vorwürfe im Skandal
um Abu-Ghraib-Gefängnis
In einem neuen Untersuchungs-
bericht zum Misshandlungs-
skandal im irakischen Gefäng-
nis von Abu Ghraib wird „man-
gelnde Führungskraft„ auf der
Kommandeursebene beklagt.
Eine Expertengruppe des Hee-
res werfe mehr als 20 Geheim-
dienstmitarbeitern und Zivilbe-
diensteten „Fehlverhalten“ vor,
berichtete die „New York Ti-
mes“. dpa
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Shin Ki Nam, Chef der Regierungs-
partei, ist wegen der Vergangen-
heit seines Vaters zurückgetreten.

Israels Premierminister Ariel Scharon schließt nicht aus, bis 2006 ohne stabile Mehrheit zu regieren.

Uno-Vertreter arbeiten
wieder in Bagdad

Industrieverband
erkennt Chávez’ Sieg an
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